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Erläuterungen 
 

Änderung der Allgemeinen Honorar-Kriterien (AHK) 

I. Allgemeiner Teil 

Hauptgesichtspunkt des Entwurfs: 

Damit die AHK als gutachterliche Stellungnahme über die Angemessenheit des anwaltlichen Honorars 
unabhängig vom Erlass einer Zuschlagsverordnung aktuell bleiben, ist die Einführung einer 
automatischen Anpassung analog § 31a GGG erforderlich. 

Kompetenzgrundlage: 

Die Zuständigkeit der Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags zur 
Änderung der Allgemeinen Honorar-Kriterien (AHK) ergibt sich aus § 40 Abs 3 Z 1 RAO iVm § 37 Abs 
1 Z 4 RAO. 

Prüfung gemäß § 37 Abs 2 RAO: 

Durch den vorliegenden Regelungsvorschlag ist eine Angelegenheit des § 37 Abs 1 RAO betroffen  
(§ 37 Abs 1 Z 4 RAO). Der Regelungsvorschlag enthält Änderungen der bestehenden Regelungen um 
– unabhängig vom Erlass einer Zuschlagsverordnung – die AHK als gutachterliche Stellungnahme über 
die Angemessenheit des anwaltlichen Honorars aktuell zu halten. Um das zu erreichen ist die 
Einführung einer automatischen Anpassung analog § 31a GGG erforderlich. 

Der Regelungsvorschlag dient der Schaffung von Rechtssicherheit für Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte bei gleichzeitiger Sicherung der Qualität der Dienstleistung. Der Regelungsvorschlag 
stellt eine Verbesserung bestehender Regelungen dar und ist geeignet, das angestrebte Ziel in 
angemessener Weise zu erreichen. 

Der Regelungsvorschlag geht nicht über das angestrebte Ziel hinaus. 

Der Regelungsvorschlag ist erforderlich, da keine andere Möglichkeit besteht, die in gleicher Weise 
geeignet ist, das im Allgemeininteresse liegende Ziel zu erreichen, aber die Betroffenen und die 
Allgemeinheit weniger belastet. 

Durch den vorliegenden Regelungsvorschlag kommt es zu keiner direkten oder indirekten 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes.  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Dokumentnummer=NOR40190399&ResultFunctionToken=c8b76c27-41cd-442d-b290-1b8dde7eac8a&Position=1&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=rao&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=24.01.2017&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/rgbl/1868/96/P37/NOR40221728?Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=RAO&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=37&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=18.02.2021&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=d51d64e1-7dc6-44bc-a5da-bcff88b593e6
https://www.ris.bka.gv.at/eli/rgbl/1868/96/P37/NOR40221728?Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=RAO&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=37&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=18.02.2021&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=d51d64e1-7dc6-44bc-a5da-bcff88b593e6
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II. Besonderer Teil 

Zu § 6. Anwendung des RATG und § 10. Anwendung des RATG 

Die AHK stellen eine gutachterliche Stellungnahme über die Angemessenheit des rechtsanwaltlichen 
Honorars gemäß § 1052 ABGB dar. Gemäß §§ 6 bzw 10 AHK kann die Berechnung des Honorars unter 
sinngemäßer Anwendung des RATG erfolgen. Gemäß § 25 RATG hat das BMJ eine 
Zuschlagsverordnung zu erlassen, wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse ändern. Mangels 
gesetzlichen Automatismus dieser Zuschlagsverordnung (im Gegensatz zur automatischen Anpassung 
des § 31a Abs 1 GGG) ist es dazu gekommen, dass trotz Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
und trotz der Verpflichtung in § 25 RATG zur Erlassung einer solchen Verordnung keine 
Zuschlagsverordnung erlassen wurde und so letztendlich die Ansätze des RATG nicht mehr als 
angemessen betrachtet werden können. 

Damit die AHK als gutachterliche Stellungnahme über die Angemessenheit des anwaltlichen Honorars 
unabhängig vom Erlass einer Zuschlagsverordnung aktuell bleiben, ist die Einführung einer 
automatischen Anpassung analog § 31a GGG erforderlich. 

Zu diesem Zwecke soll für den gesamten Bereich der AHK (für die Teile 2 und 4 im § 6 und für den Teil 3 
im § 10) ein automatischer Zuschlag bei Überschreitung einer 5% Schwelle gegenüber der letzten 
Zuschlagsverordnung bzw gegenüber der letzten Anpassung eingefügt werden. 

Zwecks Vereinfachung der Ermittlung des Zuschlags, soll eine Erhöhung immer nur ab dem  
1.1. durchgeführt werden. Sollte im Laufe des Jahres die 5%-Schwelle überschritten werden, erhöht 
sich der Zuschlag ab dem nächsten 1.1. Da sich die Höhe aber erst ab dem 1.1. des nächsten Jahres 
erhöht, soll auf den letzten vor dem 1.1. veröffentlichten Monatsindex (und zwar November) abgestellt 
werden. 

Der jeweils gültige Zuschlag soll auf der Homepage des ÖRAK (sowie gemäß § 19 die AHK) 
veröffentlicht werden. 

Diese Änderungen treten aus administrativen Gründen mit 15.03.2023 in Kraft, um die technisch 
notwendigen Anpassungen in der Anwaltssoftware zu ermöglichen. 


